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Montag, 19. August 2024

Basel-Stadt, Baselland,
Schwarzbubenland

Leitfaden für Lehrpersonen fehlt
DieUnsicherheiten bei der Einschulung vonKindern von Sans-Papiers sind bei allen Beteiligten gross.

Nora Hoffmann

DasRecht auf Schuldbildung ist
ein Grundrecht. Nicht für alle
Menschen ist dies aber eine
Selbstverständlichkeit. Insbe-
sondere fürdie rund4000Men-
schen in der Region Basel, wel-
che ohne Aufenthaltsstatus, als
sogenannte Sans-Papiers, hier
leben.

GenaueZahlengibt esnicht,
wie viele Kinder ohne Aufent-
haltsstatus jährlich inbeidenBa-
sel eingeschultwerden. Fakt ist:
Die Anlaufstelle für Sans-Pa-
piers in Basel hat im vergange-
nen Jahr 35BeratungenzurEin-
schulung indieGrundschule re-
spektive für die obligatorische
Schulzeit verzeichnet. Beratun-
gen für Lehren oder weiterfüh-
rende Schulen wurden insge-
samt 72geführt. Total haben im
Jahr 2023 529 Klientinnen und
KlientendieAnlaufstelle aufge-
sucht, davon130Minderjährige.

Zurück zumGrundrecht auf
Bildung: Nicht immer wurde
dieses inderVergangenheit kor-
rekt umgesetzt. GemässRober-
to López, Co-Leiter der Anlauf-
stelle für Sans-Papiers, sahen
viele Saisonniers davon ab, ihre
Kinder einschulen zu lassen. Sie
hatten Angst, aufzufliegen.
Angst, dass die Familie die
Schweizwieder verlassenmuss.

Heute kommt ein Grossteil
der Sans-Papiers (runddieHälf-
te) inderSchweizgemässStatis-
tik ausMittel- und Südamerika;
vorwiegend aus Brasilien, Ko-
lumbien, Ecuador, Venezuela.
DieweiterenSans-Papiers kom-
menaus Serbien,Kosovo,Alba-
nien, Mazedonien, der Mongo-
lei oder Gambia, Senegal und
Nigeria.

Lehrpersonensindüberden
nichtStatus informiert
Die Einschulung von Sans-
Papiers-Kindern läuft heuteoft-
mals via Fachstelle für Sans-Pa-
piers über die Behörden ab.Die
Fachstelle vermittelt die Men-

schen mit Kindern im schul-
pflichtigenAlter andasSekreta-
riat des kantonalenErziehungs-
departements. Dieses klärt ab,
wo die Menschen wohnen und
wassiebrauchen,damit eine rei-
bungsloseEinschulunggewähr-
leistet werden kann. Die Lehr-

personen sind über den Status
der Schulkinder seit demneuen
Datenschutzgesetz nicht mehr
informiert, wenn die Eltern
nichts sagen.Meistwird es aber
im Laufe der Schulzeit oder
wenn die Eltern offen kommu-
nizieren bekannt. Die Anlauf-

stelle empfiehlt den Lehrperso-
nen, die Klassen nicht zu infor-
mieren. Und: «Oftmals gibt es
bei Lehrpersonen sehr grosse
Unsicherheiten imUmgangmit
Schulkindern von Sans-Pa-
piers», sagt Roberto López. Er
bemängelt, dass es fürLehrper-

sonen schlichtweg keine Richt-
linien gäbe, an welche sie sich
halten könnten. Die Gewerk-
schaft VPOD hat zwar in Koor-
dination mit der Anlaufstelle
und weiteren Involvierten eine
Broschüre mit Tipps erstellt.
Aber: Das einzige offizielle
Papier ist eine Stellungnahme
der eidgenössischen Erzie-
hungsdirektoren aus den
1990er-Jahren.Das sei definitiv
einManko.«EinheitlicheRege-
lungenodereinLeitfadenwären
hilfreich», so López.

Ziel aller ist es zwar, die
GrundrechtederKinder zuwah-
ren. Doch die Unsicherheiten
sindgross:Darf beiAuffälligkei-
ten der Kinder- und Jugendpsy-
chologische Dienst eingeschal-
ten werden? Kann man mit
Sans-Papiers-KindernSchulaus-
flüge nach Deutschland unter-
nehmen?Waspassiert,wenn je-
mand nicht dichthält? Was,
wenn etwas passiert und der
Rettungsdienst alarmiert wer-
denmuss?

DieDoppelbelastung
derKinder
Ungeschrieben halten sich die
Lehrpersonendaran, keineMel-
dung ans Migrationsamt zu er-
statten. Sie können dafür nicht
belangtwerden. Wennsiebeim
MigrationsamtMeldung erstat-
ten hingegen schon, da es dafür
keine rechtlicheGrundlage gibt
undes zudemgegendieGrund-
rechte verstossen würde. Ge-
mäss López kam es schon vor,
dass in ländlichen Gemeinden
dieselbePerson fürdieEinschu-
lungen zuständig war, welche
auch bei den Einwohnerdiens-
ten tätig war. Sie wusste also
eigentlich vomAufenthalt ohne
Status, sollte aber aufgrund der
WahrungderRechtedesKindes
keine Meldung erstatten. «Da
hatmandannzweiHüteaufund
muss das trennen», so López.

Jean-Michel Héritier, der
Präsident vom Berufsverband
der freiwilligen Schulsynode,

hat kaum Anfragen von Lehr-
personen zum Umgang mit
Sans-Papier-Kindern.«Ichgehe
deshalb davon aus, dass die
Lehrpersonendurch ihreSchul-
leitungen gut beraten sind.»
Fakt sei aber, dass man für den
UmgangmitKindernohneAuf-
enthaltsstatusnicht ausgebildet
werde.«EinLeitfadenwärenie-
derschwelliger, als wenn sich
jede Lehrperson persönlich in-
formieren muss.» Héritier er-
achtet es als sinnvoll, wenn der
Kanton Hilfestellung leisten
würde, da viele Kantone unter-
schiedliche Bestimmungen ha-
ben.

DasErziehungsdepartement
verweist auf Anfrage darauf,
dass die Fälle unterschiedlich
und Anfragen bei der Anlauf-
stelle gut aufgehobenseien.Klar
ist, für ein Kind, das in eine
Sans-Papiers-Familie geboren
wurde, bedeutet dies eine gros-
seBürde.Früh trägt eseinegros-
se Verantwortung für seine Fa-
milie und lernt, im Versteckten
oder zumindest sehr zurückge-
zogen zu leben. «Und auch
wenn die Schule ein sicherer
und für Sans-Papiers-Kinder
wichtiger Ort ist, besteht aus
Sicht der Kinder immer die Ge-
fahr aufzufliegen», sagt López.

Linke kritisieren Schlupfloch bei Basler Mindestlohn
Für Arbeit auf Abruf dürfen Firmen in Basel weniger als 21.70 Franken bezahlen. Eine Ausnahmeregelmit Tücken.

Hans-Martin Jermann

Seit 1. Juli 2022 gilt in Basel-
Stadt ein gesetzlicher Mindest-
lohn. Er wird jährlich an die
Teuerungangepasstundbeträgt
aktuell 21.70 Franken pro Stun-
de. Dieser habe die Lebensqua-
lität von Arbeitnehmenden mit
geringem Einkommen verbes-
sert, sind die Basler Regierung
und die Gewerkschaften über-
zeugt. Die Unia weist etwa
daraufhin,dassauchderKanton
von der Regel profitiere. So sei
dieZahlderEmpfangendenvon
Prämienverbilligungen gesun-
ken,obwohldieKrankenkassen-
prämienweiter gestiegen seien.

Für Kontroversen sorgen
aber weiterhin die Ausnahmen,
die inden2021 vomVolkgutge-
heissenen Gegenvorschlag zur
schärferen Mindestlohn-Initia-
tiveeingebautwurden.ZumBei-

spiel die sogenannte Arbeit auf
Abruf: Hierbei können Arbeit-
nehmende auch für weniger als
dieerwähnten21.70Frankenbe-
schäftigt werden, wenn der
Arbeitsumfang weniger als
70Stundenpro Jahrbeträgt.Die-

seBeschränkunggilt proArbeit-
gebenden;einePersonkannalso
etwabeiArbeitgeberA69Stun-
denpro Jahr,danebenbeiArbeit-
geber B und C jeweils weitere
50Stundenbeschäftigtwerden,
ohne dass der Mindestlohn zur
Anwendung gelangt. Ein klassi-
schesBeispiel sinddieHaushalt-
hilfen,die inmehrerenHaushal-
ten für jeweils geringe Pensen
auf Abruf tätig sind. Ebenfalls
sind solche Beschäftigungsver-
hältnisse in der Eventbranche
und in der Logistik verbreitet.

Branchenmit tiefemLohn
–undhohemWachstum
DieGewerkschaftUniaund lin-
ke Politiker sehen in der Arbeit
aufAbruf ein Schlupfloch: Zwar
müssen Arbeitgebende mit
Arbeitsrapporten und Lohnbe-
legen beweisen, dass die jewei-
lige Beschäftigung nicht mehr

als 70 Stunden pro Jahr betrug.
AllerdingshabeerdenVerdacht,
dass dieKontrolle dieserVorga-
be in den wenig strukturierten
Branchen sehr schwierig sei,
sagt SP-Grossrat Beda Baum-
gartner. Als Mitglied der Wirt-
schafts- und Abgabekommis-
sionwar er bei denVerhandlun-
genzumGegenvorschlagdabei.

GemässseinerEinschätzung
ist die Arbeit auf Abruf in den
vergangenen Jahren in Basel
stark gewachsen.Es sei eineun-
bürokratische Variante, um fle-
xibelPersonenanzustellen.Pro-
blematisch wäre, wenn Arbeit-
gebende so im grossen Stil den
Mindestlohnumgehenkönnten,
sagt Baumgartner. Allerdings
fehltenbisheröffentlicheZahlen
und Erhebungen. Baumgartner
will nun mit einem Vorstoss im
Parlament von der Regierung
wissen,wieviele solcheBeschäf-

tigungsverhältnisse festgestellt
und kontrolliert wurden. Auch
fragter, obbeiderArbeit aufAb-
ruf der Vollzug funktioniere.
«SollteesProblemegeben,müs-
senwirdarüberdiskutieren,die-
se Ausnahmeregel abzuschaf-
fen», findet Baumgartner.

Uniawill sämtliche
Ausnahmenstreichen
DieUnia äussert sichnochkriti-
scher. Man habe 2021 den nun
geltendenGegenvorschlagauch
wegen der vielen Lücken abge-
lehnt, die sich mit den Ausnah-
meregeln auftun, sagt Simon
Gerber, Gewerkschaftssekretär
bei der Unia Aargau-Nordwest-
schweiz. DiewirksameKontrol-
ledesMindestlohnswerde soer-
heblich behindert. «Wir sind
überzeugt, dass die derzeitige
Regelung gestrichen werden
muss», sagt Gerber.

Mitschüler wissen oftmals nicht Bescheid über den Aufenthaltsstatus. Bild: Keystone

«Einheitliche
Regelungen
wären
hilfreich.»

RobertoLópez
Anlaufstelle für Sans-Papiers

«Wirmüssen
darüberdisku-
tieren,diese
Ausnahme
abzuschaffen.»

BedaBaumgartner
Basler SP-Grossrat

Nachrichten
Autoerheblichdurch
Gegenstandbeschädigt

Autobahn Ein unbekannter
Gegenstand beschädigte am
Freitagabend, 16. August, die
Frontscheibe eines Autos auf
derA2beiderBaldegger-Unter-
führungerheblich.Verletztwur-
deniemand.DadergenaueHer-
gang unklar ist, ermittelt und
suchtdieKrimalpolizeiZeugen,
die verdächtigeBeobachtungen
gemacht haben. Hinweise bitte
an 061 267 71 11. (bz)

Festnahmennach
Einbruch

Diebstahl Die Kantonspolizei
Basel-Stadt nahm am Samstag,
17. August, kurz vor 01.00 Uhr,
zweiMänneramRauracherweg-
li in Riehen fest. Die Verdächti-
gen, ein 42-jähriger Russe und
ein 35-jähriger Rumäne, sollen
inmindestens zwei Gartenhäu-
ser eingebrochen haben. Eine
aufmerksame Person alarmier-
te die Polizei. (bz)


